
In der weiteren Diskussion wird es erforderlich sein, 
noch präziser und für die Praxis anschaulicher dar­
zulegen, wie die Ständige Kommission Innere Ange­
legenheiten, Volkspolizei und Justiz im Prozeß der 
Entwicklung der komplexen Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet der Sicherheit und Ordnung die führende Rolle 
der Volksvertretung und die ständige Beachtung der 
Fragen der Sicherheit und Ordnung durch alle Organe 
der Volksvertretung und des Rates sichert.

Zwei Beispiele sollen zeigen, wie durch die Beratung 
beim 1. Stellvertreter des Bezirksbürgermeisters die 
Arbeit qualifizierter durchgeführt werden kann:

1. Die Einschätzung des Gerichts, der Staatsanwalt­
schaft, der Verkehrspolizei und der Brandschutzorgane 
im Stadtbezirk Berlin-Treptow ergab, daß die Arbeit 
mit den Betriebsleitern hinsichtlich ihrer Aufgaben im 
Brandschutz stark vernachlässigt wurde. Es wurde da­
her vereinbart, daß der Staatsanwalt alle Betriebsleiter 
persönlich zu einer Beratung über ihre Verantwortung 
in Fragen des Arbeitsschutzes und ihre strafrechtliche 
Verantwortlichkeit bei Verletzung ihrer Pflichten einlädt, 
auf der das Bemburger Arbeitsschutzurteil des Ober­
sten Gerichts7 ausgewertet werden sollte. Durch die 
Ständige Kommission Innere Angelegenheiten, Volks­
polizei und Justiz wurde eines ihrer Mitglieder, in die­
sem Falle ein Rechtsanwalt, beauftragt, an dieser Be­
ratung mit den Betriebsleitern teilzunehmen. Gerade 
ihm war es aus seiner Tätigkeit als Strafverteidiger 
möglich, den Betriebsleitern an Hand von Beispielen 
die Auswirkungen sogenannter „kleiner Versäumnisse“ 
auf dem Gebiet des Arbeitsschutzes sowohl für die Ge­
sundheit der Werktätigen als auch in ihren Folgen für 
den Betriebsleiter bei Vernachlässigung seiner Pflich­
ten überzeugend darzulegen. Diese Beratung wurde mit 
guten Ergebnissen durchgeführt, und die Betriebsleiter 
begrüßten sie nicht nur, sondern forderten sogar, ähn­
liche Veranstaltungen öfter mit ihnen durchzuführen, 
was doch beweist, daß sie in ihnen eine Hilfe für die 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben sehen.

2. In Auswertung der Arbeit, die von den Kollekti­
ven der Werktätigen in den Wahlkreisen geleistet 
wurde, wurden in allen Ortsteilen — mit Ausnahme 
der ländlichen Gebiete — Kommissionen für Sicherheit 
und Ordnung gebildet. Ihre Aufgabenstellung ent­
spricht der der Ständigen Kommissionen Innere An­
gelegenheiten, öffentliche Ordnung und Sicherheit in 
Gemeinden unter 10 000 Einwohnern. Der Unterschied 
zu diesen ständigen Kommissionen besteht allerdings

7 vgl. NJ 1959 S. 759 fl. und die Beiträge von Jahn/Klein, NJ 
1959 S. 793, und Ehrenwall/Vogt/Weise in NJ 1959 S. 827.

darin, daß sie nicht Organe einer Volksvertretung sind, 
sondern selbständige gesellschaftliche Einrichtungen in 
den Wahlkreisen, deren Tätigkeit durch die Ständige 
Kommission Innere Angelegenheiten, Volkspolizei 
und Justiz angeleitet wird. Sie sind gewissermaßen 
Aktivs der Ständigen Kommission in den Wahlkreisen.

Für die beiden ländlichen Ortsteile wurde eine ge­
meinsame Kommission für Sicherheit und Ordnung in 
der Landwirtschaft geschaffen, da hier im Mittelpunkt 
die Sicherung der Ernte und der landwirtschaftlichen 
Produktion steht. Dieser Aufgabenstellung ent­
sprechend, ist die Kommission auch speziell zusammen­
gesetzt.

Leiter aller dieser Kommissionen sind Bezirksver- 
ordnete. In mehreren Wahlkreisen haben Mitglieder 
der Ständigen Kommission Innere Angelegenheiten, 
Volkspolizei .und Justiz die Leitung der Kommission 
für Sicherheit und Ordnung übernommen.

In einer Beratung beim 1. Stellvertreter des Bezirks­
bürgermeisters wurde vereinbart, daß die Anleitung 
der Kommissionen durch die Ständige Kommission 
Innere Angelegenheiten, Volkspolizei und Justiz er­
folgen soll, Weil gerade aus der Arbeit der Kommissio­
nen in den Wahlkreisen sich die meisten Fragen er­
geben werden, die im Mittelpunkt der politischen 
Massenarbeit aller auf dem Gebiet der Sicherheit und 
Ordnung tätigen Einrichtungen stehen müssen. Weiter­
hin wurde Einmütigkeit darüber erzielt, daß in Fort­
führung der Arbeit des Gerichts mit den Kollektiven 
der Werktätigen — die zum Kern dieser Kommissionen 
geworden sind — die Richter durch den Direktor zur 
ständigen Mitarbeit in den Kommissionen für Sicher­
heit und Ordnung im Wahlkreis verpflichtet werden. 
Damit erhalten die Richter eine konkrete massen­
politische Aufgabe, die sie auf ihrem Tätigkeitsgebiet 
eng mit dem gesellschaftlichen Leben des Territoriums 
verbindet, auf dem die Menschen arbeiten bzw. woh­
nen, die vor ihnen als Angeklagte oder als KJpger und 
Verklagte stehen. Wenn sich in den Kommissionen für 
Sicherheit und Ordnung bestimmte örtlich bedingte 
Schwerpunkte ergeben, wie z. B. die mit dem Kinobau 
in Treptow verbundenen Probleme, wird in der Be­
ratung beim 1. Stellvertreter des Bezirksbürgermeisters 
erörtert, mit welchen Methoden und Kräften die Arbeit 
der Kommissionen und einzelne von ihnen vorgesehene 
Maßnahmen unterstützt werden können.

So ist es möglich, gestützt auf die Erfahrungen eines 
großen Teils von Werktätigen und Bürgern, rasch zu 
reagieren und Maßnahmen zur Sicherung des Sieben­
jahrplans festzulegen, denn Erfüllung und Sicherung 
des Siebenjahrplans bilden eine untrennbare Einheit.

Spionageflüge des USA-Imperialismus — 
ein Verbrechen gegen den Frieden und die Sicherheit der Völker

Aus dem Plädoyer des Verteidigers M. Grinjow, Mitglied des Moskauer Kollegiums der Rechtsanwälte

Am 19. August 1960 wurde der amerikanische 
Spionageflieger Francis Gary P o w e r s  vom Mili­
tärkollegium des Obersten Gerichts der UdSSR zu 
zehn Jahren Freiheitsentzug verurteilt. Die inter­
nationale Bedeutung des Spionageprozesses gegen 
Powers, in dem die völkerrechtswidrige aggressive 
Politik des USA-Imperialismus besonders augen­
fällig entlarvt wurde, gibt uns Veranlassung, im 
folgenden das Plädoyer des Verteidigers von Powers, 
G r i n j o w ,  auszugsweise wiederzugeben. Das 
Plädoyer des Generalstaatsanwalts der UdSSR, 
Rudenko, ist bereits in NJ 1960 S. 616 ff. veröffent­
licht. Im nächsten Heft werden wir den wesentlichen 
Inhalt des gegen Powers gefällten Urteils abdrucken.

Die Redaktion

Herr Vorsitzender!
Meine Herren Volksbeisitzer des Militärkollegiums
des Obersten Gerichts der Sowjetunion!
Ich möchte Ihnen nicht die einmalig schwierige Lage 

verheimlichen, in der sich in diesem Verfahren der Ver­
teidiger befindet.

Die Verteidigung wird noch durch den Antrag des 
staatlichen Anklägers erschwert, der von seiten der hier 
im Gericht anwesenden sowjetischen Öffentlichkeit 
Unterstützung findet.

Entsprechend der Verfassung der Sowjetunion, die 
jedem Angeklagten, unabhängig von der Schwere eines 
begangenen Verbrechens, das Recht auf Verteidigung 
sichert, ist es unsere Bürger- und Berufspflicht, den
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